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Die M. Kinley-Bill und die
deutſchen Arbeiter.

Seit einiger Zeit lärmen die deutſchen Unternehmer,
welche nach den Vereinigten Staaten von Nordamerika
Waren ausführen, mit allem Eifer bedrohter kapita-
liſtſſcher Jntereſſenten gegen die bevorſtehende Durch
führung eines Geſetzes, das den nordamerikaniſchen
Zolltarif noch ſchutzzöllneriſcher als bisher zu
machen unternimmt. Es iſt dies die ſogenannte Me.
Kinley-Bill, die dem deutſchen Exportgeſchäft in der
That Steine in den Weg wirft und mit Chikanen
und Schwierigkeiten der verſchiedenſten Art ausge-
ſtattet iſt.

An einem konkreten Beiſpiel erfahren unſere deutſchen
Jnduſtriellen, was die Verſchärfung des Schutz-
zollſyſtem s bedeutet. Die Yankees haben nicht den
geringſten Anlaß, ſich um die Schmerzen der deutſchen
Exporteure zu kümmern. Jhr Vorteil, d. h. ſoweit ſie
Unternehmer ſind, wird durch die Me. KinleyBill ver
mehrt, und über ihren eigenen Jntereſſenkreis hinaus
brauchen ſie nicht zu ſehen. Je mehr der ausländiſche
Wettbewerb von den Küſten der Union ferngehalten
wird, um ſo üppiger blüht der Weizen des trans-
atlantiſchen Fabrikantentums, das ſeine Monopolſtellung
zur Ausbeutung der produktiven Maſſen in der Heimat
benützt, denen es hohe Preiſe für die heimiſchen Er
zeugniſſe diktiert, und das ferner beginnt, der alten
Welt auch auf gewerblichem Gebiete Konkurrenz zu
machen, indem es ein amerikaniſches Jnduſtrieprodukt
nach dem anderen „drüben“ einzuführen verſucht.

Die deutſchen Exporteure benehmen ſich dieſer Sach-
lage gegenüber wie kleine Kinder, ſie zetern darüber,
daß ihnen das überſeeiſche Abſatzgebiet jetzt vollends
verſperrt werde, und wie ſie das in der weiland
Bismarck'ſchen Kinderſchule für Politik und andere
Siebenſachen ſo gelernt haben, wollen ſie einen „Ent-
rüſtungsſturm“ in der deutſchen Preſſe, im deutſchen
Volke erregen. Proteſtadreſſen werden entworfen, die
Organiſationen der induſtriellen Bourgeoiſie weimern
über die harte Unbill, die dem holden Ausfuhrhandel
widerfahre, und eine Petition wird vorbereitet, die
bei den geſetzgebenden Faktoren in Waſhington, die eben
dieſe Mc. Kinley- Bill pouſſieren, die Schändlichkeit
dieſer Bill ſchwarz in ſchwarz malen ſoll, die deutſche
Reichsregierung wird um ihre Vermittelung angebettelt,
kurz, die profitſüchtige Kapitaliſtenklaſſe iſt aus Rand
und Band geraten und handelt mit einer rührender
Kopfloſigkeit.

Denn wenn die Herren auch nur eine Minute
ruhiger Ueberlegung hätten, ſo würden ſie des ſchönen
Spruches eingedenk ſein: „Wie Du mir, ſo ich Dir!“
Treibſt Du die Schutzzöllnerei bis zum Gipfel, ſo
übertrumphe ich Dich mit noch viel mehr Schutz,
Trutzz, Kampf und Retorſionszoll. Man hat, ſo
ſagen wir, ſeit 1879 die Schutzzöllnerei unter die poli-
tiſchen Glaubensartikel jedes reichstreuen Bürgers auf
genommen und jeden Gegner des Protektionismus als
Vaterlandsfeind gebrandmarkt! Hat nicht das deutſche
Unternehmertum in anmutigem Tauſchgeſchäft ſich
landwirtſchaftliche und Jnduſtriezölle n iſt nicht
aus des deutſchen Michels Haut ein Riemen nach dem
anderen geſchnitten worden zu Nutz und Frommen
der Agrarier und der Schlotjunker? Haben nicht die
Großgrundbeſitzer ſo gut wie die Eiſenbarone, die
Schnapsbrenner wie die Baumwollweber, die Zucker-
ſieder wie die Hüttenbeſitzer ihr Schäfchen geſchoren in
der ruhmreichen Aera der Schutzzölle, iſt nicht der
Untergang der deutſchen Gewerbe und der deutſchen
Landwirtſchaft als die nächſte Folge der Aufhebung
der Schutzzölle von den Tintenkulis ſchutzzöllneriſcher
Profitwut prophezeit worden

Und dieſe Herren, die ſich auf Koſten der Kon-
ſumenten, auf Koſten des werkthätigen Volkes ein Jahr-
zehnt lang die Taſchen gefüllt haben, dieſe eifrigſten
aller Schutzzöllner haben die eiſerne Stirn, gegen die
Me. Kinley-Bill auch nur ein Sterbenswörtchen zu

Eine Unverfrorenheit ſondergleichen, gegen welche an
dieſer Stelle der allerentſchiedenſte Einſpruch
erhoben werden muß, iſt es aber, daß die deutſchen
Exporteure die von ihnen beſchäftigten Arbeiter zum
Unterſchreiben von Petitionen gegen die
Mec. Kinley-Bill mit mehr oder minder ſanftem
Zwang „veranlaſſen“. Natürlich ſind es wieder einmal
die Sächſer, welche den Vogel abſchießen, natürlich ſind
es ſächſiſche Kapitaliſten der Textilbranche, welche den
Reigen eröffnet haben.

Sachſen iſt der Vorort der Kartellbrüderſchaft, die
klaſſiſche Heimat der Polizeiwillkür, der Maßregelungen
gegen die Arbeiterbewegung, Sachſens Bourgeoiſie iſt
thatſächlich eine große reaktionäre Maſſe gegenüber dem
klaſſenbewußten Proletarit. Keine Gemeinheit, die
nicht dort wider die Vorkämpfer der Arbeiterſache aus
geheckt, keine Verläumdung, die hier nicht kolportiert,
kein Gewaltſtreich und keine Hinterliſt, die in Sachſen
nicht gegen die Arbeiterſchaft zur Anwendung gebracht
würden. Nichts iſt ſo perfid, das nicht der ſächſiſchen
Kapitaliſtenklaſſe als willkommene Waffe gegen uns
diente! Krieg bis auf's Meſſer, iſt ihre Loſung, und
jeder Wahlkampf zur Gemeindevertretung, zum Landtag,

zum Reichstag zeitigt neue Blüten großbürgerlicher
Gehäſſigkeit. Sachſen iſt das Land des höchſt ent-
wickelten Jnduſtriealismus; das erklärt die auf die
Spitze getriebenen Gegenſätze zwiſchen Reich und Arm,
hier herrſcht die Lohndrückerei, hier wuchert üppig das

ſagen. Was Du nicht willſt, das man Dir thu', das
füg' auch keinem Andern zu! Die Nordamerikaner
brauchen die deutſchen Fabrikanten blos auf die chineſiſche
Mauer, mit welcher „höheren“ Staatsweisheit das
Deutſche Reich ſich umwallt hat, hinzuweiſen, und beſchämen-

des Schweigen muß folgen. Wir haben, kann Uncle
Sam freundlich lächelnd ſagen, nur euch, das Volk der
Denker und der Dichter, nachgeahmt, wir haben bei
euch, den Züchtern des Schutzzollſyſtems, als fleißige
Schüler gelernt, und nun, da wir ein ausgezeichnetes
Fleißzeugnis dafür von euch erwarten, möchtet ihr uns
am liebſten die Rute geben, wenn ihr könntet.

Jn der That, wir wundern uns darüber, daß noch
kein in ſeinen heiligſten Geldſackgefühlen gekränkter
Bourgeois mit dem Bruſtton Treitſchke'ſcher Be
geiſterung die Abſendung etlicher deutſcher Kriegsſchiffe
nach New-York, ſo ein bischen Flottendemonſtration
zu gunſten der deutſchen Exporteure, gefordert hat.
Freilich die Yankees ſind keine Sanſibariten oder
Maſſai-Neger, ſondern haben Haare auf den Zähnen
und laſſen ſich nichts gefallen. Sie erklären einfach,
daß eine fremde Macht bei ihnen „nix to ſeggen“ hat

ſoziale Elend, hier floriert die Kinderarbeit in der
Großinduſtrie und in der Hausinduſtrie.

Und dieſe ſelben Bourgevis, welche jeden Streik der
Arbeiter mit blinder Wut bekämpfen, die jede ſelbſtändige
Regierung der Proletarier unterdrücken, die vor Wut
außer ſich geraten, wenn Unterſchriften für den Arbeiter
ſchutz, für den Achtſtundentag, für alles das, was den
arbeitenden Klaſſen frommt, geſammelt werden, dieſe
ſelben Bourgeois, die in der ſächſiſchen Kammer jede
Arbeiterpetition, die im Jntereſſe der Kultur, der Frei-
heit, der Menſchlichkeit gehalten iſt, in den Papierkorb
werfen, ſie gehen jetzt mit den Petitionsbogen bei den
Arbeitern herum und fechten ſich Unterſchriften gegen
ein Geſetz zuſammen, das der deutſchen Bourgeoiſie in
die Quere kommt. Mit dieſer Bourgevoiſie giebt es keine
Gemeinſchaft.

Mit welchen Mitteln die abhängigen Arbeiter
zum Unterſchreiben gedrängt werden, iſt allbekannt; die
Geſchichte des famoſen Ottopfennigs iſt ja noch in
aller Erinnerung, um jedem klar zu zeigen, wie's ge
macht wird.

Aber, ſo donnert irgend ein Jnduſtriellen-Reptil, wenn

9) Der tote Gaſt.
Novelle von Heinrich Zſchokke.

(Fortſetzung.)

Niemand konnte angeben, woher die Sage entſtanden
ſei. Jm Kirchenbuche der Pfarrei las man nur die
Namen von drei Jungfrauen, welche im Jahre 1720
zur Adventzeit plötzlich geſtorben waren. Als Gloſſe
lieſt man daneben die Worte: „Mit dem Geſichte im
Nacken, wie vor hundert Jahren. Gott möge ihren
armen Seelen gnädig ſein!“

Wenn nun auch die Anmerkung auf dem Rande
des Kirchenbuches keinem vernünftigen Manne ein
Beweis der Thatſache war, ſo bewies ſie doch
wenigſtens, daß die Sache ſchon älter als hundert
Jahre geweſen ſei, ja daß vielleicht vor zweihundert
Jahren irgend etwas Aehnliches ſich begeben haben
müſſe, weil ſich das Kirchenbuch darauf beruft.
Die älteren ſind leider nicht mehr vorhanden. Sie
gingen bei einer Feuersbrunſt im ſpaniſchen Erbfolge-
kriege verloren.

Wie dem nun auch ſei, jedem war die Sage bekannt;
jeder behauptete, ſie ſei ein lächerliches Geſpenſter- und
Ammenmärchen, und faſt jeder dachte doch mit, ich
möchte ſagen neugieriger, Aengſtlichket an die
bevorſtehende Adventzeit, um zu erfahren, was an der
Sache ſei, denn, meinten bei ſich im ſtillen ſelbſt die
aufgeklärteſten Köpfe, es giebt ja laut Hamlets Zeugnis

am Ende noch vielerlei Dinge zwiſchen Himmel und
Erde, von denen ſich unſere Philoſophie nichts
träumen läßt.

Der alte Stadtpfarrer, zu dem man nun häufiger
beſuchsweiſe kam, um die wunderliche Stelle im
Kirchenbuche mit eigenen Augen zu leſen, äußerte ſich
auch etwas zweideutig, obwohl er ſonſt ein verſtändiger
Herr war. Entweder ſagte er: „Es will mich
wundern ob aber ich glaube es doch nicht,“
oder: „Gott verhüte, daß ich ſo etwas ins Kirchen
buch eintragen müſſe!“

Am ungläubigſten waren die jüngeren Herren. Sie
machten ſich bei dieſer Gelegenheit darüber tapfer
luſtig. Die Jungfrauen ſtellten ſich zwar auch ſtark,
aber ſie ſtellten ſich auch nur ſo. Heinmlich dachte
gewiß jede:

„Jhr jungen Herren habt gut lachen. Es geht das
Spiel am Ende nicht um eure Köpfe und Hälſe,
ſondern und das iſt abſcheulich, nur um unſere!“

Die Wirkung dieſer Sage und des Glaubens oder
Aberglaubens bemerkte niemand beſſer als der alte
Pfarrer, denn wo irgend eine Liebſchaft, irgend eine
Bekanntſchaft in der Stadt war alles beeilte ſich,
die Hochzeit noch vor dem erſten Advent abzumachen,
und wo keine Hoffnung zur baldigen Vermählung ſein
konnte, ward Liebſchaft und Bekanntſchaft von Grund
aus abgebrochen, und hätte das Herz darüber brechen

un kann man ſich erklären, was die ſchönen Herbes-

heimerinnen unter Gefahr verſtanden, wenn ſie den
Kommandanten wider ihren Willen einnehmend fanden.

Es war ihnen im buchſtäblichen Verſtande ums
Köpfchen und vor dem Beſuche des toten Gaſtes bange.
Man muß ihnen daher gern den etwas unnatürlichen
ſtillen Schwur verzeihen, vor Advent und während
der Adventzeit nicht im mindeſten zu lieben, und käme
ein Engel vom Himmel, ihn nicht freundlicher anzu-
ſehen, als jeden andern Chriſtenmenſchen.

5.

Häusliches Glück.
Es iſt mir nicht genau bekannt, ob die ſchöne

Friederike Bantes ungefähr etwas Aehnliches geſchworen
haben mochte, wie die übrigen Adventsnonnen zu
Herbesheim, doch ſoviel iſt gewiß, ſie ſah Waldrich
nicht freundlicher an als jeden andern, denn ſie war
gegen jeden freundlich.

Der Kommandant verlebte im Bantesſchen Hauſe
einen wahren Paradiesſommer. Er war gleichſam
wieder ein Glied in der Familie.

Die alten Verhältniſſe ſeiner Kindheit, nur etwas
behaglicher, ſtellten ſich unerwartet ſo ganz wieder ein,
daß er den Herrn und die Frau Bantes, wie ehemals,
Vater und Mutter hieß, daß Herr Bantes ihn von
Zeit zu h abkanzelte (ſo nannte es Herr Bantes,
wenn er ſeinem Verdruß oder ſeiner übeln Laune in
Sittenſprüchen Luft machte), daß Frau Bantes jedes-
mal, wenn der Kommandant einen Schritt aus dem
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die deutſche Exportinduſtrie er wird, dann werden
zahlreiche Arbeitergruppen durch Arbeitsloſigkeit, Pro
duktionseinſchränkung u. ſ. w. in Mitleidenſchaft gezogen.
Gemach, mein verehrlicher Bruder Reptilius! Derartige
Vorgänge zeigen den Widerſinn der deutſchen Schutz
zöllnerei und tragen dazu bei, in die re
endlich Breſche zu legen. Das würde eine Steigerung
der. Ausfuhrziffer bedeuten. Wenn mit einer Ver-
ſchlechterung der Lebenshaltung der Arbeiter z. B. in
Sachſen gedroht wird, ſo ſchreckt uns das nicht.
Schlechter als jetzt, wo die Lebensmittel künſtlich
verteuert ſind, wo Jnduſtriezölle herrſchen, und jeder
Arbeiterſchutz fehlt, kann es nicht mehr werden. Der
Schaden der Me. Kinley-Bill wird mehr als ausge-
glichen, wenn man die Kornzölle aufhebt. Hier
iſt der Hebel anzuſetzen.

Und noch eins! Der Lärm iſt größer, als die
Wichtigkeit der Sache verdient. Gewiß, einige Schwierig-
keiten mehr hat der deutſche Exporteur zu überwinden,
wenn das neue Geſetz in Kraft tritt. Aber ſein Ab-
ſatzgebiet kann er ſich erhalten. Die Wut richtet ſich
ja auch in erſter Reihe gegen die ſchärferen Kontroll-
beſtimmungen.

Die deutſchen Exporteure vor allem ſind, wie u. a.
die deutſchen Konſulatsberichte ausweiſen, die unreellſten
der Welt, ſie. liefern ſchöne Muſter, ſchlechtere Ware
in mangelhafter Verpackung, ſie treiben durch Unter-
fakturierung der Waren, d. h. durch zu niedrige Waren-
preisangaben für Verzollungszwecke, Mogeleien, wie
aus amtlichen Mitteilungen erſichtlich iſt. Daß die
Yankees ihnen jetzt mehr auf den Kram paſſen, das
iſt ein Hauptquell der neuen Leiden.

Was aber kümmert dieſer grobe Unfug das deutſche

Proletariat („Berl. Volksblatt.“)
Folitiſche Aeberſicht.

Uekeber die Einkommens verhältniſſe der
erwerbsfähigen Bevölkerung Sachſen s berichtet das
neuſte ſtatiſtiſche Handbuch, daß nicht weniger als
42 pCt. ein Einkommen haben von 500 Mark und da-
runter. Ein Jahreseinkommen von 3000 M. und da-
rüber haben nur 4 bis 5 pCt. zu verzeichnen, während
andererſeits 78 pCt. aller Erwerbsfähigen nur über ein
Einkommen bis zu 950 M. verfügen.

Amtliches Ergebnis der am 17. d. M. im
5. Wahlkreiſe des Regierungsbezirks Potsdam (Ober-
barnim) ſtattgehabten Reichstags-Stichwahl. Abge-
geben wurden insgeſammt 13 685 Stimmen; hiervon
erhielt Oberlehrer Dr. Althaus-Berlin (freiſinnig)
7449 Stimmen, Landrat v. Bethmann- Hollweg
(deutſche Reichspartei) 6236 Stimmen. Erſterer iſt
ſomit gewählt.

Die Helgoländer ſind über ihre Vereinigung
mit Deutſchland nicht ſonderlich erbaut. Nach einem
Telegramm der Hamburger „Reform“ empfingen ſie am
Freitag nachmittag den aus London zurückkehrenden
engliſchen Gouverneur in demonſtrativer Weiſe mit
Kanonenſalutſchüſſen und unter Abſingung der National-
hymne. Schiffe und Häuſer hatten geflaggt.

Nach der „Freiſ. Ztg.“ hat eine Fraktionsſitzung
der freiſinnigen Partei ſich mit ihrer Stellung zur
Militärvorlage beſchäftigt und dabei einſtimmig be-
ſchloſſen, die bereits in der Kommiſſion geſtellten An-
träge namentlich den auf Einführung der zweijährigen
Dienſtzeit von neuem einzubringen und im Falle der
Ablehnung dieſer Anträge gegen die Vorlage, ſowie
im Falle der Annahme der Vorlage für die Windt-
horſt'ſchen Kautſchuk-Reſolutionen zu ſtimmen, weil die
ſelben immerhin in der Richtung der freiſinnigen Partei
liegen.

Die konſervative
„betrübſame“ Thatſa
lung des Militärvereins zu Kappel den kür vom
Vorſtand dieſes Klubs verfügten Ausſchluß einiger
ſozialdemokratiſcher Mitglieder wieder rückgängig ge-
macht hat. Darauf ſegnete der bisherige kartellbrüder-
liche Vorſtand das Zeitliche und der neue Vorſtand
erklärte mit militäriſcher Präziſion dem „Bundes-
präſidium“ den Austritt des Militärvereins zu Kappel
aus dem ſächſichen Bunde. „Alſo ein weiterer unter
der Flagge der Sozialdemokratie ſegelnder Militär
verein“, wehklagt die Amtliche. Ja wir leben in
einer ſchlechten Welt!

Den Antiſemiten ſchwillt der Kamm. Sie
beabſichtigen in dem durch den Tod des konſervativen
Abgeordneten v. Wedell-Malchow erledigten Wahlkreis
PrenzlauAngermünde einen eigenen Kandidaten aufzu
ſtellen. Jn einem von der „antiſemitiſchen Volkspartei“
verbreiteten und mit den Namen Werner, Zimmermann
und Pickenbach unterzeichneten Aufruf Heißt es unter
anderm: „Bedenket, welcher Triumph unſrer Sache es
wäre, wenn jetzt auch in der Uckermark unſere Partei
Boden gewänne. Die Augen All- Deutſchlands ſind auf
den Wahlkreis Prenzlau-Angermünde gerichtet. Laßt
uns mit Ehren beſtehen! Wer agitieren will und kann,
dem rufen wir zu: Fahrt hinüber nach PrenzlauAnger-
münde! Alle Männer in den Kampf! Kein Säumen,
die Wahl rückt heran.“ Kandidat der Antiſemiten iſt
der Vorſitzende des antiſemitiſchen Wahlvereins in
Berlin, Schneidermeiſter Haupt. Daß die Antiſemiten
in dieſem Kreiſe Ausſicht auf Erfolg haben ſollen,
glauben dieſelben natürlich ſelbſt nicht!

Frankreich. Aus Paris wird gemeldet, daß das
deutſch-engliſche Abkommen in Frankreich große
Aufregung hervorgerufen habe, da man der Anſicht iſt
(welche übrigens auch bereits von deutſchen Blättern
ausgeſprochen worden), daß noch weitere bis jetzt nicht
bekannte Abmachungen zwiſchen den beiden Mächten
beſtehen, d. h. Deutſchland ſich verpflichtet habe, für die
engliſchen Jntereſſen in Egypten einzutreten, während
England endgültig dem Dreibund beigetreten ſei. Fran-
zöſiſche Blätter behaupten nun, daß England die Schutz-
herrſchaft über Zanzibar nicht ohne die Zuſtimmung
Frankreichs übernehmen könne, da es durch den Ver
trag von 1862, dem auch Deutſchland ſeine Zuſtimmung
gegeben habe, gebunden ſei, die Unabhängigkeit des
Sultans zu reſpektieren. Dieſe Angelegenheit wird
ſelbſtverſtändlich in nächſter Zeit die franzöſiche Kammer
beſchäftigen. Daß dies nicht unberechtigt iſt, geht aus
der Bemerkung der Berliner „Volkszeitung“ hervor,
falls der Sultan von Zanzibar die Schutzherrſchaft
Englands annehme, würde die Sache jedenfalls glatt
verlaufen, da man wegen dieſer Frage nicht die
Kriegsfackel anzünden würde“, d. h. doch, die
Sache iſt allerdings nicht ganz richtig, aber ſie
iſt zu kleinlich, als daß daraus ernſte Streitigkeiten
entſtehen könnten. Und das geht ferner daraus her-
vor, was ein Hamburger Blatt ſagt. Dasſelbe
meint nämlich Den Nachteil davon (von dem
deutſch engliſchen Abkommen nämlich) hat ein
dritter, der immer unſere größte Aufmerkſamkeit
verdient, nämlich Frankreich.“ Das wäre übrigens
ein Beweis von der friedlichen Geſinnung der Fran-
zoſen, denn dem Deutſchen Reiche dürfte ſo erwas
nicht ungeſtraft paſſieren.

Reichstag.
22. Sitzung vom 20. Juni.

Eröffnung 1 Uhr.
Die Beratung des Geſetzentwurfs über die Gewerbege-

richte nimmt ihren Fortgang, und zwar heute wieder unter

mit, e r x kehendgunac
i h die S tAbg. Biehl (Zentrum fehlt die Kommiſſionsbeſchlüſſe

Die Jnnungsſchiedsgerichte e wegen ihrer Zuſammenſetzung
viel geeigneter für die Entſcheidung gewerbli Streitigkeiten
als die Gewerbegerichte. Wer es gut meint mit den Jnnungen

und der Abg. Meyer habe ja geſtern behauptet, daß das bei
ihm der Fall d der möge daher für den Paragraph in der
Faſſung der Kommiſſion ſtimmen. l

Abg. Eberty (freiſ.) erwidert: Hiergnhandele es ſich ader
für ihn und ſeine Freunde um eine große ſoziale Frage, nicht
um die Jnnungen. Vorredner und ſeine Freunde betrachteten
eben alles unter dem Geſichtspunkte der Kräftigung der Jnnungen,
ein Geſichtspunkt, der aber doch gegenüber großen allgemeinen
Geſichtspunkten gar nicht in Betracht kommen dürfe. Entgegen
einer Aeußerung des Herrn gäene auf dem Jnnungstage
in Köln ſei doch ſeitens des Fürſten Bismarck, ſeitens der Ge-
e wahrlich ſchon genug geſetzgeberiſch für die Jnnungen
geſchehen. Es ſei überhaupt ein Jrrtum, anzunehmen, al-
könne für Jnnungen überhaupt nur geſetzgeberiſch oder auf dem
Polizei oder ähnlichem Wege etwas geſchehen. Was nun die
Frage des Schiedsgerichts anlange, ſo frage er, was habe das
Nebeneinanderbeſtehen zweier Arten von Schiedsgerichten für
einen Sinn? Was habe es für einen Sinn, wenn ein Arbeiter,
der heute dem Gewerbegerichte unterſtehe, morgen, wo er viel
leicht bei einem Jnnungsmeiſter in Arbeit trete, einem Sonder-
ſchiedsgericht der Jnnungen blos zu deren Kräftigung!
unterſtehen ſolle, noch dazu wider ſeinen Willen. Das ſei eine
Ungeheuerlichkeit, und er appelliere an das geſetzgeberiſche Ge-
wiſſen des Hauſes, dieſe Ungeheuerlichkeit nicht zu ſanktionieren.
Prinzipiell bitte er daher, den ganzen S 72 zu ſtreichen. Even
tuell aber beantrage er, den Jnnungen nur die Entſcheidung
der Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und ihren Lehrlingen
zu belaſſen, oder doch eventuell wenigſtens zu beſtimmen, daßdie Berufung gegen Entſcheidungen der Junge Schiere
gerichte, da, wo Gewerbegerichte beſtehen, bei dieſen anzubringen
iſt und nur da, wo es an einem Gewerbegericht fehlt, bei den
ordentlichen Gerichten.

Abg. v. Cuny (natlib.) ſpricht ſich ebenfalls prinzipiell im
Sinne des Antrages Auer aus. Es würde nicht nur juriſtiſch
unſchön ſondern auch außerordentlich unerfreulich für das
Leben ſein, zwei Kompetenzen nebeneinander zu ſchaffen.

Von den Abg. v. Maſſow (konſ.), v. Heeremann (Zentr.
und Merbach (Reichspartei) geht jetzt ein Antrag auf Schluß
der Debatte ein.

Abg. Meyer ffreiſ.): Dieſer Paragraph, meine Herren,
iſt der wichtigſte des ganzen Geſetzes. Ueber dieſen bemerkens-
werten Schluß Antrag beantrage ich daher die namentliche
Abſtimmung.

Die namentliche Abſtimmung über den Schluß-Antrag ergiebt
deſſen Ablehnung mit 124 gegen 112 Stimmen. Dagegen
ſtimmten Freiſinnige, Sozialdemokraten, Volkspartei, Polen und
Nationalliberale geſchloſſen außerdem Prinz Carolath. Die
Debatte über die 88 72 und 12, Abſatz 3, wird alſo fort
geſetzt.kg. Auer (Sozialdem.) erhebt gegen die Freunde des S 72

den Vorwurf, denſelben ſeien die Jnnungen der Hauptzwec,
wogegen ſie die Gewerbegerichte zum Nebenzweck nachten.
Wenn man noch wenigſtens nachzuweiſen vermöchte, worin die
Jnnungen ſich eigentlich verdient gemacht hätten! Herr Biehl
ſage freilich, die Jnnungen wären am beſten geeignet für Ent-
ſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Arbeitern und Arbeit-
gebern. Aber weit gefehlt! Die Jnnungen gerade weigerten
ſich ſtets, mit den Arbeitern zu verhandeln ſie wollten nur
befehlen, in ihnen ſtecke ein vielköpfiger König Stumm. (Heiter-
keit). Es ſei ja auch offenkundig, welche Abneigung aus dieſen
Gründen bei den Arbeitern gegen die Jnnungen beſtehe.
Gerade Herrn Biehl's heutiges Auftreten zeige auch, wie wenig
man von den Jnnungsſchiedsgerichten ein unparteiiſches Auf-
treten erwarten könne. Unter den Vorwürfen welche Biehl
vorhin gegen die Arbeiter geſchleudert habe befinde ſich auch
der daß die Arbeiter in Hamburg es den Unternehmern ver-
bieten wollten ſich während der Mittagspauſe in den Werk-
ſtätten ſehen zu laſſen. Er ſelber könne ein derartiges Ver
langen der Arbeiter nicht für berechtigt halten, dasſelbe gehe
zu weit aber er erwarte den Beweis von Herrn Biehl, daß
überhaupt irgendwo eine ſolche Forderung von Arbeitern
erhoben worden ſei. Vielleicht einmal in einer Werkſtatt, aber
keinesfalls allgemein. Und was geſtatteten ſich nicht die Unter
nehmer, gerade auch in Hamburg. So zwängen ſie die Arbeiter
zum Ausſtande durch die Forderung aus den Fachvereinen
auszutreten. Man beſchwere ſich über die vielen Streiks, aber
was ſei es denn was die Arbeiter zum Ausſtande nötige?
Gerade der Umſtand daß man den Arbeitern das Koalieren,
jedwede Vereinigung erſchwere! Herr Biehl habe ferner be-
hauptet, in den beſtehenden Gewerbegerichten ſäßen Leute,
die noch nicht trocken hinter den Ohren ſeien. Herr Biehl ſolle
ihm doch dieſe Leute zeigen! Daß Handwerksburſchen blau

Hauſe that, zuvor ſeinen Anzug muſterte, für ſeine
Kleider und Wäſche ſorgte, ihm das Mangelnde gab,
als wäre er noch Mündel wie ſonſt, ſogar Rechnung
über ſein Taſchengeld hielt, und ihm, wenn ſchon er
ſich anfangs dagegen ſträubte, den Geldbeutel zu
kleinen Ausgaben monatlich wit kleiner Münze verſah.

Waldrich kommandierte nicht nur in der Stadt,
ſondern auch im Hauſe, gab zu allen Angelegenheiten
ſein Wort und half entſcheiden, wo man ſich ſtritt.

Auch zwiſchen Friederiken und ihm, als ſie ſich
wieder aneinander gewöhnt und gleichſam vergeſſen
hatten, daß ſie groß geworden waren, erneuerte ſich
ganz unabſichtlich der Ton der Kindheit. Sie waren
einander wie damals gefällig, zankten aber auch wie
damals nicht ſelten miteinander, und zwiſchen dem
höflichen Sie ſprang oft ganz unberechnet ein Du
hervor, nichts weniger als das Du der Zärtlichkeit,
ſondern das mürriſche Du des Vorwurfs.

Zwar machten in der Stadt alte und junge Frauen,
auch alte und junge Mädchen, wie es zu geſchehen
pflegt, ihre frauen- und mädchenhaften Anmerkungen
über Waldrichs Verhältniſſe, denn die Herbes-
heimerinnen hatten ein Vorurteil, das ſonſt in andern
Städten dem weiblichen Geſchlechte gar nicht eigen iſt:
daß nämlich ein junger Mann von achtundzwanzig
und ein hübſches Mädchen von zwanzig Jahren durch
aus keine vier Wochen miteinander unter einem Dache
wohnen könnten, ohne zuletzt, wenn ſie einander ſahen,
Herzkl opfen zu bekommen. Unter dem Dache des

Herrn Bantes war aber ſo wenig von Herzeklopfen die
Rede, daß man tagelang beiſammen oder getrennt ſein
konnte, ohne zu empfinden, wo das Herz ſei. Dies
war auch ſo auffallend, daß ſich ſelbſt die Herbes-
heimerinnen zuletzt überzeugten, hier gelte ſtatt der
Regel die Ausnahme, denn kein Blick, kein Mienenzug,
keine Bewegung, keine eigene Betonung der Stimme,
und was die Liebe ſonſt für Buchſtaben in ihrem
Alphabet haben mag, verriet etwas anderes als einen
rein geſchwiſterlichen Stand der Dinge aus der Knaben-
und Kleinen-MädchenZeit.

Am früheſten würde der Scharfblick der Frau
Bantes zufälligen Herzensunfug erlauſcht haben
Frauen haben dafür einen eigenen Sinn, der den
Männern fehlt aber ſie erlauerte nichts und blieb
beruhigt.

Herr Bantes dachte an ſolche Möglichkeiten garnicht.
Er ſelbſt hatte in ſeinem Leben von dem, was man
Liebe nennt, keine Vorſtellung gehabt, und würde
ebenſo leicht gefürchtet haben, ſeine Tochter könne
einmal wahnſinnig werden, als, ſie könne einmal irgend
einen jungen Mann um ſeiner ſelbſt willen lieben.
Er wußte, daß Frau Bantes ſchon ſeine Braut geweſen,
ehe ſie ihn nur von Angeſicht zu Angeſicht geſehen
hatte, und er war Bräutigam geworden und Hatte dem
Vater ſein Jawort gegeben, ſobald er wußte, ſeine
Zukünftige ſei ein braves Mädchen, Tochter eines
ſoliden Hauſes, bringe wen Thaler mit und
habe noch weit mehr durch Erbſchaft zu erwarten.

Dies Verfahren in Eheſtands- und Verlobungs
geſchäften, von dem ibm ſeine Erfahrung den unleug
barſten Beweis der Zweckmäßigkeit gegeben denn
er war einer der glücklichſten Ehemänner und Haus-
väter ſchien ihm daher das vernünftigſte.

Er hätte ſeine Tochter längſt vermählen können, an
Freiern fehlte es nie, allein teils mochte er ſich nicht
gern von dem Mädchen trennen, denn er hing mehr
an ihm, als er ſich bewußt war, teils gab es bei den
Abrechnungen mit den Freiern oder Werbern An-
ſtößigkeiten. Er behauptete, die Welt beſtehe lediglich
durch das Gleichgewicht ihrer Kräfte, ſonſt wäre ſie
ſchon vor Jahrtauſenden zuſammengefallen, und eben
darum ſtellte er das Gleichgewicht des gegenſeitigen
Vermögens als weſentlichen Grundſatz einer ehelichen
Verbindung auf.

Sowohl Frau Bantes als Friederike hatten dies
bisher vollkommen richtig gefunden.

Nun aber war Friederike bald volle zwanzig Jahre
alt. Der Alte bedachte, daß er ſeine Gattin bekommen,
als ſie noch weit jünger geweſen, und er dachte ernſteran die Verheiratung ine Tochter. Fortſetzung folgt.)

Luſtige Ecke.
Zur Lehrlingsefrage.

„Wohin denn ſo geſchwind, Meiſter
„Muß ein Jnſerat aufgeben ſuche einen zweiten Lehrling
gert hr denn ſo viel Arbeit in der Werkfſtätte
„Gott bewahre Zwillinge hat meine Frau be

kommen!“
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ehenden r anlange, ſo mache er darauf aufmerku daß die Arbeiter inſofern ſie Jnnungsmeiſtern ar

beiteten, dadurch ihr Wahlrecht zu den Gewerbegerichten ver
lören. Er warne davor. Wenn Sie, ſo ſchließt Redner, durch
dieſe Beſtimmungen hier das Wahlrecht der Arbeiter abhängig
machen von dem guten Willen der Unternehmer, dann ſtimmen
wir hier Mann für Mann gegen das ganze Geſetz, und, verlaſſen ſie ſich darauf bei Phinpyi treffen wir uns wieder!
(Heiterkeit und Beifall.

Abg. Miquel (nat.) glaubt den Jnnungsfreunden verſichern
zu dürfen, daß die Jnnungen ſelber bei Annahme jener Para
graphen ein ſchlechtes Geſchäft machen würden. Auch dem
pflichte er durchaus bei, daß das Nebeneinanderbeſtehen von
zweierlei Arten Schiedsgerichten zu ſehr unangenehmen Konſe-
quenzen führen würde. Entgegen den Gewerbegerichten, welche
das Vertrauen der Arbeiter en würden, würden bei den
JnnungsSchiedsgerichten unabläſſig Beſchwerden laut werden.
Das Richtigſte ſei wohl, alle Streitigkeiten zwiſchen den Lehr
lingen und den Unternehmern ausſchließlich den Jnnungs-
ſchiedsgerichten, dagegen diejenigen zwiſchen Geſellen und Unter
nehmern ausſchließlich den Gewerbegerichten zu übertragen. Wie
komme man dazu, die Frage, wo ein Geſelle ſeine Streitſache
entſcheiden laſſen ſolle, von dem Zufalle abhängig zu machen,
ob ſein Meiſter einer Jnpung angehöre oder nicht? Er werde
daher prinzipaliter für den Antrag Auer, eventuell für den
Antrag Eberty, werde aber auch dieſer abgelehnt, dann für die
Wiederherſtellung der Regierungsvorlage ſtimmen, denn dieſe
laſſe es wenigſtens in bezug auf die Zuſtändigkeit bei dem be
ſtehenden Zuſtande bewenden.

Abg. Meyer (ſfreiſ.) bemerkt dem Abg. Biehl, derſelbe habe
in ſeiner Rede ſeine Gegner angegriffen, dann aber für den
Schluß der Debatte geſtimmt, das bekomme nur ein richtiger
Jnnungsmeiſter fertig. Er, der Redner, wünſche den Jnnungen
alles Gute, wünſche aber gerade auch traf die Jnnungen
vor ungenügenden Surrogaten zu ihrer Kräftigung zu“ſchützen.Daß dieſelben einer traäftigen Nahrung ſehr bedürften, zeige

das Beiſpiel einer Reihe von Jnnungen, welche für ihre eigent-
lichen Jnnungszwecke außerordentlich wenig anwendeten. So
gebe die berliner Bäckerinnung für eigentliche Jnnungszwecke
nur 8024 M. aus, gegen 5330 M. für Gehälter und 1500 M.
für perſönliche Remunerationen. Die Böttcher-Jnnung gebe
für perſönliche Gehälter allerdings nur 495 M. aus. Das ſei
nicht viel. Aber für Jnnungszwecke gebe ſie noch etwas wenigeraus, nämlich garnichts. Man ſehe alſo, die Jnnungen brauchten

in der That eine kräftige Koſt und da ſolle man ihnen nicht
mit ſolchen Surrogaten helfen wollen. Die Jnnungs-Schieds-
gerichte ſeien gut geweſen, ſo lange man nichts Beſſeres gehabt
habe. Jetzt aber, wo man Gewerbegerichte ſchaffen wolle, paßten
die JnnungsSchiedsgerichte nicht mehr. Schließlich müſſe er
noch eins bemerken: die Regierung ſei bisher allen freiſinnigen
Anträgen, welche auf Verbeſſerung des Geſetzentwurfs abzielten,
entgegengetreten. Hier, wo die Kommiſſion die Regierungs
vorlage erheblich verſchlechtert habe, habe die Regierung bisher
geſchwiegen. Er habe vorhin ein gewaltſames Mittel brauchen
müſſen, um den vorzeitigen Beſchluß dieſer Debatte zu ver-
hindern. Er ſei dazu weſentlich veranlaßt worden durch eine
zarte Rückſicht auf die Regierung (Heiterkeit), er habe nicht
gewollt, daß der Regierung das Wort entzogen werde (Heiter
keit). Jetzt warte er nur ab, ob die Regierung von der ihr
gebotenen Gelegenheit, noch zu ſprechen, Gebrauch machen werde.

Abg. Biehl tritt hauptſächlich den Ausführungen Auer's
über verſchiedene Streiks und deren Anläſſe entgegen. Er be
merkt beſonders, was er über die Forderungen der Arbeiter in
den Tiſchler Werkſtätten Hamburgs geſagt habe, daß den
Meiſtern während der Pauſen der Eintritt unterſagt worden
ſei müſſe er durchaus aufrecht erhalten. Daß Jnnungs-
meiſter nicht mit Lohn-Kommiſſionen verhandeln wollten, komme
nur da vor, wo an der Spitze der Lohnkommiſſionen Sozial-
demokraten ſtänden.

Abg. v. Kleiſt-Retzow, für die Kommiſſionsbeſchlüſſe ein-
tretend, ſagt den Sozialdemokraten u. a. nach, dieſelben hätten
kein Herz für die Arbeiter, während der Reichstag eins habe
und ja auch die Wünſche der Arbeiter an die Regierung ge
bracht habe.

Geh.-Rat Lohmann beſtreitet, daß die Regierung ſich ſtets
nur ablehnend gegen freiſinnige Anträge verhalten habe.Redner beſchränkt ſch weiterhin lediglich auf den Nachweis,

daß die Regierungsvorlage lange nicht ſo weit gehe, wie die
Kommiſſionsbeſchlüſſe.

Nachdem Abg. Miquel nochmals im Sinne ſeiner früheren
Aeußerungen geſprochen, erklärt

Abg. Böckel (Antiſemit), daß ſeine Freunde jeder Ein-
ſchränkung des Wirkungskreiſes der Jnnungen Widerſtand
leiſten würden. Die Erhaltung der Jnnungen läge im Hnter-eſſe des Kleingewerbes. Die Sopialdemoir ten freilich wollten

das nicht, denen läge nur an der Pulveriſierung der Geſell
ſchaft. (Zuruf: Alimente?) Das erhelle aus zahlreichen Ar
tikeln im Volksblatt, Volkstribüne und anderen Blättern. Zu
dieſem Zwecke der Pulveriſierung der Geſellſchaft ſcheuten ſich
die Sozialdemokraten auch nicht, Gelder von Börſenleuten und
aus Frankreich anzunehmen.

Abg. Bebel (Soz.): Herr Böckel hat da wiederum Anklagen
erhoben die ich zugleich als Lügen bezeichnen muß

Präſident v. Levetzow ruf den Redner für dieſen gegen ein
Mitglied des Hauſes gebrauchten Ausdruck zur Ordnung.
Abg. Bebel: Wenn der Herr Präſident mich hätte aus
ſprechen laſſen, dann würde er gefunden haben

Präſident v. Levetzow: Die Aeußerung des Herrn Redners
lautete ſo, daß er ausdrücklich Aeußerungen des Abg. Boeckel
als Lüge bezeichnete.

Abg. Bebel: Wenn der Herr Präſident mich hätte ausreden
laſſen, ſo würde er gehört haben, daß ich fortfahren wollte:
Anklagen, die ich bereits in vielen Blättern gefunden habe,
und von denen ich wohl glaube, daß der Abg. Boeckel ſie für
Wahrheit genommen hat.

Präſident v. Levetz ow: Wenn der Herr Abgeordnete wirk-
lich ſo fortfahren wollte, ſo würde ich allerdings den Ordnungs
ruf zurücknehmen können.

Abg. Bebel: Jch wollte allerdings ſo fortfahren. Denn es
kann überhaupt nicht meine Abſicht ſein, hier in aller Oeffent
lichkeit ein Mitglied des Hauſes einen Lügner zu nennen. That-
ſächlich hätten die Sozialdemokraten abſolut nichts von Börſen
leuten erhalten. Alles, was in ihren Sammlungen aufgebrachtworden a ſetze ſich, wie er auf Ehrenwort verſichere, zu

ammen aus Arbeiterbeiträgen, bis auf den letzten Pfennig.
enn in den veröffentlichten Liſten geſagt worden ſei, 25000

Mark von einem Bankier, ſo habe man damit erforſchen
wollen, was das für eine Wirkung auf die Gegner ausüben
werde. (Heiterkeit). Redner verbreitet ſich dann noch ein

hc S

e über die Fruchtloſigkeit der Beſtrebungen, durch das geg
Fnnungsweſen den Mittelſtand zu heben. Wenn man geſagt

könne die er im 15.
h a

14. Jahrhunt enommen, ſo
frage er, wie ſolle das geſchehen Derartiges könne nur ge
laubt werden von Perſonen, die von den thatſächlichen Ver

ltniſſen gar keine Ahnung haben. Mit allen ſolchen Mitteln
nütze man den Mittelſtand und dem Arbeiter garnichts des
halb bekämpfe die Sozialdemokratie dieſe Mittel.

Nach einer kurzen Erwiderung des Abg. Böckel ſchließt die
Debatte.

Bei den nun folgenden Abſtimmungen wird zunächſt der
s 12 erledigt. Und zwar wird zuerſt der Antrag Porſch
angenommen, wonach das aktive Wahlrecht von ein
jährigem (ſtatt zweijährigem) Wohnſitz abhängig ge-
macht wird.

Sodann wird der Antrag Eberty, betr. das aktive
Wahlrecht der Frauen, in namentlicher Abſtimmung ab
gelehnt mit 157 gegen 79 Stimmen. Dafür ſtimmten Sozial
demokraten Volksparteiler Freiſinnige mit Ausnahme von
Selig, Uhlendorff, Thomas, ferner die Antiſemiten
Böckel, Pickenbach, Werner, Zimmermann. Der wild-
liberale Abgeordnete Wiſſer ſtimmte mit der Majorität.

Auch der Antrag Auer, Beginn des Wahlrecht mit dem
21. Lebensjahre, wird dann gegen Sozialdemokraten und
Freiſinnige abgelehnt.

Ebenfalls abgelehnt wird der Antrag Auer, den 3. Ab
ſatz des 8 12 zu ſtreichen, d. h. den Geſellen von Jnnungs-
meiſtern das Wahlrecht zu den Gewerbegerichten zu belaſſen.

8 12 wird ſodann mit der Modifikation Porſch, im übrigen
aber in der Faſſung der Kommiſſion angenommen.

Bei 8 72 werden die Anträge Eberty, die Zuſtändigkeit
der Jnnungsſchiedsgerichte zu beſeitigen, mit 122 gegen
114 abgelehnt. Jn der Minorität waren die ganze Linke,
die Polen und Prinz Carolath. Der Paragraph wird in der
Faſſung der Kommiſſion angenommen.

Morgen 12 Uhr Fortſetzung: Jnterpellation Thomſen betr.
Vieheinfuhr aus England.

Arbeiterbewegung.

Die hieſige Zahlſtelle der Zentral-Kranken-
und Sterbekaſſe der Tiſchler u. a. g. Arbeiter (Sitz
Hamburg) hielt am 16. d. M. in der Moritzburg
eine Hauptverſammlung ab. Tagesodnung lautete:
Vorſtandswahl und Verſchiedenes. Der 1. Punkt fand
ſeine Erledigung durch Wiederwahl des geſamten Vor-
ſtandes bis auf zwei Mitglieder, welche neu gewählt
wurden. Zu Verſchiedenem wurde gegen 1 Stimme
beſchloſſen, wie alle Jahre ſo auch dieſes Jahr ein
Sommerfeſt für die Mitglieder, beſtehend in Konzert
und Ball, ſowie Kinderbeluſtigungen nebſt Verloſung
im „Hofjäger“ abzuhalten. Dasſelbe findet den letzten
Sonntag im Juli ſtatt. Bei der Debatte über die
Verloſung, den Einkauf der Geſchenke betreffend, wurde
die Firma Plötz auch mit vorgeſchlagen, jedoch erhob
ſich hiergegen ein heftiger Widerſpruch der Verſammlung,
und es wurde die Erwartung ausgeſprochen, daß nur
ſolche Geſchäfte in Anſpruch genommen würden, welche
auch ſonſt den Arbeitern und ihren Beſtrebungen nicht
entgegen wären und im „Volksblatt“ inſerieren. Das
Arrangieren des Feſtes wurde dem Vorſtand und einem
aus 12 Mitgliedern beſtehenden Feſt-Komitee übertragen.

Am Sonnabend, den 21. Juni fand im „Neuen
Theater“ eine öffentliche Verſammlung der
Bau-, Fabrik- und anderer Arbeiter ſtatt, mit
der Tagesordnung: 1. Die ökonomiſche Lage der nicht
gewerblichen Arbeiter, und wie iſt dieſelbe zu verbeſſern.
2. Verſchiedenes. Der Vorſitzende erteilte zum Punkt 1
der Tagesordnung dem Referenten Herrn H. Pein
aus Hamburg das Wort; derſelbe entledigte ſich ſeiner
Aufgabe in anzuerkennender Weiſe, und beleuchtete haupt-
ſächlich die Vorteile, die den Arbeitern bei einer ſtrammen
Organiſation zu gebote ſtehen, verwies auf einzelne
Arbeiterſchutzgeſetze in den verſchiedenen Staaten und
ſo lange dieſelben nicht auch bei uns Geſetz würden,
müßten wir ſehen, durch ſtramme Organiſation in der
Gewerkſchaftsbewegung etwas zu erringen. Daß es
dem Unternehmertum und dem ganzen Kapital ein
Dorn im Auge iſt, wenn ſich der Arbeiter organiſiert,
um hierdurch ſich beſſere Exiſtenzbedingungen zu er-
ringen, ſei ſelbſtverſtändlich. Redner führte aus, daß
in vielen Städten das Kantinenweſen mehr Platz greife,
um die Arbeiter noch mehr auszubeuten und verwies
auf S 115 und 118 der Gewerbeordnung. Ferner
erging ſich Referent noch über das Koalitionsrecht und
hob hervor, daß es für uns Arbeiter das einzig Richtige
ſei, alles Ungeſetzliche an den Pranger zu ſtellen und
damit ſchloß Redner ſeinen Vortrag. Jn der Diskuſſion
ſprach der Vorſitzende im Sinne des Referenten. Zum
2. Punkt (Verſchiedenes) hob der Vorſitzende hervor,
daß ein Aufruf an ſämtliche Arbeiter Deutſchlands er
gangen ſei, ſich mit den Hutmachern ſolidariſch zu
erklären und nur Hüte und Mützen mit Kontrollmarken
zu kaufen, worauf folgende Reſolution zur Annahme
gelangte: „Die heute im „Neuen Theater“ hier tagende
Verſammlung erkennt die Einführung der Arbeiter
Kontroll-Marken in der Hutbranche als gerechtfertigt
an und beſchließt, fernerhin nur noch Hüte zu kaufen,
in welchen die Marke eingeklebt ift“. Von Herrn Kuhnert
wurde angeführt, jedermann ſollte auf das „Volksblatt“
abonnieren, und nicht das ſogenannte „unparteiiſche“
Blatt, den „General-Anzeiger“ leſen. Jn dieſer An-
gelegenheit wurde folgende Reſolution angenommen:
„Die öffentliche Verſammlung der Bau, Fabrik undanderer Arbeiter im „Neuen Theater beſchließt, gemäß

den Ausführungen der verſchiedenen Redner, unbedingt
en den „General-Anzeiger“ Front zu machen und

nur ſolche Blätter zu leſen, die den Arbeitern Auf
habe, daß durch geſetzgeberiſche Maßnahmen dieſer Art dem
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worden iſt, und bereits 115 Mitglieder 3 und jeder
Arbeiter ſeine Frau dem Vereine zuführen ſolle. Da
ſich niemand mehr zum Worte gemeldet, erfolgte Schluß
der Verſammlung 11 Uhr.

Jn einer in Leipzig abgehaltenen Gärtner-
verſammlung wurde die Lage der Gärtnergehilfen
beſprochen und ergab ſich, daß die Arbeitszeit 16 Stunden
und länger währt, während einer der Redner den
Stundenlohn auf 3* Pf. 15 M. monatlich
berechnet hatte. Es wurde eine Reſolution angenommen,
welche die Gärtnergehilfen zum Eintritt in den Fach-
verein der Gärtnergehilfen aufgefordert, um denſelben
dermaßen zu ſtärken, daß nächſtes Frühjahr in eine
Lohnbewegung eingetreten werden kann.

Der Streik der Tapezierergehilfen in
Deſſau iſt beendet. Arbeitgeber und Gehilfen haben
ſich bezüglich der Lohnfrage und der Arbeitszeit ge
einigt.

Jn Braunſchweig fand eine öffentliche
Tiſchlerverſammlung ſtatt mit der Tagesordnung:
„Der Arbeiterſchutz vor dem deutſchen Reichstag“,
welche zur Annahme folgender Reſolution führte: Die
am 19. Juni in Bethmann's Hotel tagende öffentliche
Tiſchlerverſammlung kann nur von dem von der ſozial-
demokratiſchen Fraktion im Reichstage eingebrachten
Arbeiterſchutzgeſetz Entwurf eine durchgreifende Beſſer
ſtellung der Lage der Arbeiter und Arbeiterinnen er-
warten, und ſpricht daher die Hoffnung aus, daß die
Reichstagsfraktion alles thun wird, um deſſen An-
nahme zu erreichen.

Das Berliner „Volksblatt“ erhält folgendes
Schreiben: Nachdem in bezug auf unſere Forderungen
eine Einigung mit den Arbeitgebern erzielt worden iſt,
erklärt die Lohnkommiſſion der Brauergeſellen von
Berlin und Umgegend den Ausſtand für beendet. Die
Lohnkommiſſion der Brauergeſellen von Berlin und
Umgegend. Jm Anſchluß hieran geht dem genannten
Blatte von der Lokalkommiſſion folgendes zu: Laut
Beſchluß der Volksverſammlung vom 19. Juni 1890,
im Saale der Brauerei Friedrichshain, erklärt die
Lokalkommiſſion den Bierſtreik und den Boykott für
beendet. Jm Auftrage des Lokalkommiſſion: Werner.
Heindorf. Jnſinger.

Aus der Pfalz wird unterm 19. Juni gemeldet:
Das kgl. Bergamt in St. Jngbert hat mehr als
100 Bergleuten der dortigen fiskaliſchen Grube
auf den 1. Juli gekündigt, und zwar wird als
Grund Verminderung der Beſtellungen und deshalb
notwendige Einſchränkung der Förderung angegeben.
Wegen dieſes Vorgehens herrſcht, der „Frkf. Ztg.“ zu
folge, unter den Arbeitern eine hochgradige Erbitterung,
die um ſo größer iſt, als ein Teil der abgelegten
Arbeiter im vorigen Jahre in der Hoffnung auf einen
dauernden und beſſeren Verdienſt ihre Stellungen auf
den Eiſenwerken in und bei St. Jngbert aufgaben und
ſich unter die Grubenarbeiter aufnehmen ließen.

Die Hamburger Polizeibehörde ſtellte am
19. Juni der Kommiſſion der Ewerführer die während
des Streiks beſchlagnahmten Gelder und Büchetk zurück.
Von den während des Streiks Verhafteten wurde der
Ewerführer Timman entlaſſen; in Haft befinden ſich
noch 16 Perſonen.

Jnu Wien iſt der Streik der Sporer beendet.
Errungen wurde eine Aufbeſſerung des Lohnes der
Hilfsarbeiter um 1 Gulden und zehnſtündige Arbeits-
zeit für ſämtliche Arbeiter dieſer Branche.

Lokales.
Halle, 23. Juni.

Den Arbeiternins Notizbuch. Als geſtern
ein Verbreiter unſerer Zeitung in das Wollgeſchäft
von Ermiſch, Gr. Klausſtraße kam, um den Beſitzer
zum Abonnement auf unſere Zeitung reſp. zur Jnſertion
in derſelben einzuladen, erklärte der gute Mann, daß er
keine Zeit habe, Arbeiterblätter zu leſen oder in denſelben
zu inſerieren. Wir fragen deshalb hiermit an, ob Herr
Er miſch Zeit hat, an Arbeiter ſeine Ware zu
verkaufen. So lange Herr Ermiſch nicht anwortet,
nehmen wir das letztere an und machen die Arbeiter in
ihrem eigenen Jntereſſe darauf aufmerkſam, im ge
nannten Geſchäfte nichts zu kaufen. Wir empfehlen
dem Herrn vielmehr die „Hall. Ztg.“, welche diejenigen
Kaufleute, die Verbrauchsgegenſtände und Fabrikateannonciren, die ſich nur beſſer ſituierte Leute an-

zuſchaffen pflegen (der Plebs hat ja keine Bedürfniſſe
oder kein Geld?), zur Jnſertion auf ihr Blatt ein

ladet, da dieſelbe ganz beſonders in den wirklich kauf-
fähigen Kreiſen (da werden die Arbeiter noch ver
höhnt, weil ſie kein Geld haben) vom Stadt und Land-
gebiet verbreitet iſt. Und das ſtimmt! Die „Hall.
Ztg.“ läßt nämlich ihren Anzeiger gratis verteilen.

Alſo Arbeiter! kauft nur dort, wo Jhr hingehört.
Die kauffähigen Kreiſe mögen in den in den Bourgeois-
blättern angezeigten iften ihren Bedarf decken,
die Arbeiter denſelben aber bei ſolchen Ge-
ſchäftsleuten befriedigen, welche im „Volks-

klärung verſchaffen, und das iſt das „Volksblatt“ und blatt inſerieren laſſen.



Entlaſſung. Der Arbeiter Mäder teilt uns
mit, daß er mit dem Ehrentitel „Roter Vagabond“
aus ſeiner bisherigen Arbeitsſtelle, der Feilenhauerei
von Schmidt, Königsſtraße, entlaſſen worden iſt,
weil er dabei ertappt worden iſt, wie er den „Wahren
Jakob“ ſtudierte. Wenn dies wahr iſt, hat ſich die
Firma allerdings kein gutes Zeugnis ausgeſtellt.

Am Sonnabend ſtürzte ein Arbeiter beim Bau
an der Marienbibliothek, infolge ungenügenden Leiter-
gangs von der Leiter, ſo daß er nach der Klinik ge
bracht werden mußte, wo ein Armbruch konſtatiert
wurde.

Nah und Fern.
8 Erfurt, den 21. Juni. Hier fand ein Partei-

tag des 1. Weimariſchen Wahlkreiſes ſtatt.
Auf demſelben ſprach Herr Redakteur Schulze über
die politiſche Lage und forderte ſchließlich die Partei
genoſſen auf, ſich über die Freiſinnigen, welche zu der
Militärvorlage eine nichts weniger als feſte Stellung
einnähmen, auszuſprechen. Nach längerer Diskuſſion
über dieſen Gegenſtand erhielt Herr Käſtner das
Wort. Derſelbe ſprach über die Agitation im Wahl-
kreiſe und empfahl die Gründung von Wahlvereinen
in den einzelnen Ortſchaften des Kreiſes ſowie die
Schaffung einer eigenen Preſſe für die Landbevölkerung,
welcher letztere Vorſchlag jedoch in der ſich hieran
ſchließenden Diskuſſion als ausſichtslos bekämpft und
abgelehnt wurde. Ein anderer Punkt handelte über
die Schaffung von Geldern zum Agitationsfonds, wobei
es den Parteigenoſſen zur Pflicht gemacht wurde,
möglichſte Stärkung dieſes Fonds im Auge zu be-
halten, das Wie den Genoſſen der einzelnen Ortſchaften
überlaſſend. Die Kandidatenfrage anlangend wurde
ſchließlich dem bisherigen Kandidaten Redakteur
Schul ze, die Kandidatur unter der Bedingung von
neuem angeboten, daß er keine zweite Kandidatur an-
nehme, was derſelbe auch verſprach. Hierauf wurde
der Parteitag geſchloſſen, welcher gewiß dazu beitragen
wird, die Sozialdemokratie in dieſem Kreiſe zu kräftigen.

Die Sozialreform in Rußland.
Gegenwärtig, wo in der ruſſiſchen Hauptſtadt zu dem

ſogenannten internationalen Gefängniskongreß mehrere
hundert ausländiſcher Rechtsgelehrter und Gefängnis-
Direktoren zuſammen gekommen ſind, iſt die ruſſiſche
Regierung begreiflicherweiſe bemüht, ihre inneren
Staatseinrichtungen in einem möglichſt günſtigen Licht
erſcheinen zu laſſen. Hierdurch bedarf es natürlich
auch des „Beweiſes“, daß Rußland auf dem Gebiete
der Sozialreform den übrigen europäiſchen Staaten
nicht nachſteht. Jn der That ſind auch wenigſtens
auf dem Papier ſchon eine Reihe von kaiſerlichen
Erlaſſen erfolgt, welche durch einige bündige Regle-
ments die Unfallverſicherung, die Sonntagsarbeit und
das Fabrikinſpektorat regeln. Da der Zar Autokrat
iſt, ſo genügt natürlich die Bekanntmachung eines
ſolchen Erlaſſes im „Regierungsboten“ und die Reform
iſt gemacht. Nur fragt es ſich, ob ſich irgend ein
Unternehmer auch wirklich gemüßigt fühlt, den Be-
ſtimmungen dieſer Reglements nachzukommen. Da
bisher noch keinerlei Vereinigungen der Arbeiter be-
ſtehen, welche in ihrer Mitte auf die Befolgung der
Reglements dringen, ſo fehlt jede Kontrole darüber,
ob dieſelben auch nur den geringſten praktiſchen Nutzen
bringen. Ueber die Beſtimmungen betreffs der Sonn
tagsarbeit und der Unfallverſicherung, welche ſchon vor
mehreren Wochen erlaſſen wurden, ſoll demnächſt be-
richtet werden für heute dagegen ſei das ſoeben be-
kannt gegebene Dreket über die Frauen und Kinder-
arbeit erwähnt, welches wohl ſchon hinreichend den
Charakter dieſer Sozialreform des Zaren kennzeichnet.

Dieſes Reglement, welches mit dem heutigen Tag,
für das geſamte europäiſche Rußland in Kraft tritte
lautet in wörtlicher Ueberſetzung:

Kinder im Alter von 12 bis 15 Jahren könnten zu
einer andauernden Arbeit von 6 Stunden verwendet

werden, ſobald ſie nicht mehr als dieſe 6 Stunden im
Laufe von 24 Stunder, beſchäftigt ſind.

Kinder desſelben Alters können in Glashütten zu
einer Nachtarbeit von 6 Stunden verwendet werden,
ſobald eine Zeit von mindeſtens 12 Stunden zwiſchen
ihrer nächſten Arbeitszeit des folgenden Tages liegt.

Der Ober-Fabrikinſpektor kann die Beſchäftigung von
Kindern im Alter von 12 bis 15 Jahren in Fabriken
und Werkſtätten auch an Sonntagen geſtatten, falls
dort nach den früher getroffenen Beſtimmungen auch
die Sonntagsarbeit der Erwachſenen ſtatthaft iſt.

Die jugendlichen Arbeiter im Alter von 15-17
Jahren und alle Frauen dürfen nicht beſchäftigt werden
in der Zeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens
in folgenden Arbeitszweigen: in allen Webſtoff- und
Wachstuchfabriken, in den Wollen- und Baumwoll-
ſpinnereien und in den Leinenwebereien. Die gleiche
Verordnung kann von dem Finanzminiſter in Ueber-
einſtimmung mit dem Miniſter des Jnnern auch für
andere Fabriken erlaſſen werden.

Jn Ausnahmefällen (nach einer längeren Ausſetzung
der Arbeit, oder wenn vor Beginn der Märkte die
Aufträge zahlreicher einlaufen) können die Fabrik-
inſpektoren oder die Gouverneure der Provinzen die
jugendlichen Arbeiter von 15--17 Jahren oder Frauen
ermächtigen, des Nachts auch in den genannten Be-
trieben zu arbeiten, unter der Bedingung, daß ſie nicht
vor Mittag des folgenden Tages wieder zur Arbeit
kommen.

Jn denjenigen Fabriken, wo man 18 Stunden des
Tages arbeitet, oder zwei Arbeitsſchichten (für den
Tag und die Nacht) eingeführt ſind können Kinder
von 12 bis 15 Jahren 9 Stunden beſchäftigt werden
unter der Bedingung, daß ſie während jeder Schicht
nur 4 Stunden zur Arbeit verwendet werden.

Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, die fernere Ver-
wendung von Kindern von 10 bis 12 Jahren zur
Arbeit während der Tagesſtunden zu geſtatten, wenn
dieſe Kinder am Tage der Bekanntmachung dieſes
Reglements bereits in Fabriken beſchäftigt waren. Jn
anderen Fällen dürfen Kinder unter 12 Jahren künftig
unter keiner Bedingung mehr beſchäftigt werden.

Die Eigentümer oder Direktoren von Fabriken,
welche gegen die Beſtimmungen dieſes Reglements ver
ſtoßen, ſind mit einer Geldſtrafe nicht unter hundert
Rubeln oder mit Gefängnis nicht unter einem Monat
zu beſtrafen.

Das nennt ſich auch Sozialreform.

Vermiſchtes.
Eine wehmütige Geſchichte ſpielte ſich vorige

Woche vor dem Forum der erſten Strafkammer des
Landgerichts J Berlin ab. Da ſtand vor dem Richter-
tiſche ein aus der Unterſuchungshaft vorgeführtes,
14 Jahre altes Mädchen, welches noch vollſtändig den
Eindruck eines Kindes machte und unter Thränenſtrömen
erzählte, wie ſie zu der Anklage wegen Diebſtahls ge-
kommen iſt. Die Kleine nannte ſich Anna Marie Hattig
und war eben erſt aus der Provinz nach Berlin ge
kommen. Schon in früher Jugend hat ſie ihre Eltern,
welche in Halle wohnten, verloren, und im Alter von
7 Jahren wurde ſie nach Königsberg verſchlagen, wo
ſie einen Pflegevater erhielt, der ſich weniger des Be
ſitzes an irdiſchen Gütern, als eines großen Kinder-
reichtums rühmen konnte. Bis zu ihrer Einſegnung
verblieb das Mädchen in dem Hauſe des Pflegevaters,
dann mußte ſie hinaus in die weite Welt. Ein kleines
Köfferchen, welches einige Kleidungsſtücke und 8 Mal
bares Gel) enthielt, bildete das Beſitztum des Mädchens,
mit welchem ſie nach Berlin dampfte, ſich hier einen
Geſindedienſt zu ſuchen. Am Bahnhofe beſtieg ſie einen
Omnibus, um nach der Jägerſtrafe zu ſahren. Auf

Frau, welche Mitgefühl mit dem ſo unſchuldig drein-
ſchauenden Mädchen hatte und dasſelbe mit in ihre
Wohnung lnahm, um ſie demnächſt in Marthas Hof
unterzubringen. Dies geſchah auch; nach acht Tagen

erſchien jedoch das Mädchen mit ihrem Köfferchen
wieder bei ihrer Wohlthäterin und bat abermals um
Aufnahme, da ihr in Marthas Hof die Arbeit zu
ſchwer falle. Die Kleine wurde auch wieder aufge
nommen, nach einiger Zeit bemerkte ſie jedoch zu ihrer
Betrübnis, daß aus ihrem Koffer 4 M. verſchwunden
waren, ohne daß ſich feſtſtellen ließ, wo das Geld ge
blieben war. Sie hatte den unberechtigten Verdacht,
daß ihre Wohlthäterin das Geld genommen habe, und
als eine Frau, welcher ſie ihr Leid klagte, dieſen Ver
dacht verſtärkte, benutzte ſie einen unbewachten Augen
blick, um ſich aus dem Eigentum ihrer Wirtin einen
Hut und eine Broche anzueignen. Mit thränenden
Augen verſicherte ſie, daß ſie ſich nur für ihren Ver
luſt habe ſchadlos halten wollen. Der Staatsanwalt
beantragte 14 Tage Gefängnis, der Gerichtshof erkannte
aber auf Freiſprechung, weil er dem Mädchen glaubte,
daß dasſelbe nicht ſtehlen wollte, ſondern nur beabſichtigte,
ſich ein Pfandobjekt zu ſichern. Der kleine Roman des
unerfahrenen Mädchens hatte das Intereſſe des Gerichts-
hofes dermaßen erregt, daß man zu gunſten der An-
geklagten im Kollegium eine kleine Kollekte veranſtaltete,
zu welcher auch aus dem Zuhörerraum beigeſteuert
wurde. Der Vorſitzende, Landgerichtsdirektor Schmidt
ſorgte dafür, daß das Mädchen unter ſicherer Ob-
hut nach Marthas Hof geleitet und der dortigen Für-
ſorge zmpfohlen wurde.

Briefkaſten.

Probenummern ſtehen allen Geſinnungsgenoſſen und Freun-
den unſeres Blattes welche dasſelbe in Bekanntenkreiſen, in
ihren Werkſtätten u. ſ. w. verbreiten und neue Abonnenten
werben wollen, gern in beliebiger Anzahl zur Verfügung.

Veritas. Warum anonym? Das iſt auch nicht gerade
ſehr mutig! Eingeſandtes morgen.

I. HI. hier. Müſſen Eingeſandtes erſt einmal durchſehen.
Morgen definitive Mitteilung.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle, 21. Juni.

Aufgeboten: Der Bahn- Schreiber Karl Robert Murrl und
Thekla Fuchs (Thurmſtr. 26 und Jägerplatz 20). Der Tech-
niker Joachim Heinrich Voß und Wiebke Jürgens (Forſter
ſtraße 25 und Hamdorf). Der Handarbeiter Franz Niedzwiedz
und Anna Maria Zbawiony (Weingärten 15). Der Lehrer
Julius Alwin Freund und Auguſte Emilie Lina Sonntag
(Halle a. S. und Stadt Alsleben a. S.).

Eheſchließßungen: Der Buchhändler Hermann Friedrich
Auguſt Gädicke und Karoline Auguſte Marie Boenicke (Kyritz
und Halle). Der Feuermann Chriſtian Wilhelm Wathſack und
Friederike Jda Niewerth (Domgaſſe 1 und Schützengaſſe 9)
Der Kaufmann Guſtav Adolf Dittrich und Emma Eliſabeth
Jda Paproth (Leipzig und Taubenſtr. 2). Der Handarbeiter
Johann Struzyk und Johanne Wilhelmine Karoline Fauſt
(Wuchererſtr. 34). Der Fabrikarbeiter Wilhelm Louis Böttcher
und Anna Pauline Wagner Giebichenſtein und Händelſtr. 36).
Der Fabrikarbeiter Karl Friedrich Rieſe und Petronella
Theodora Luiſe Keuth (Albrechtſtr. 3). Der Dekorateur Friedrich
Franz Herman Roſche und Wilhelmine Ehrhardt (gr. Brauhaus-
gaſſe 22/23 und gr. Steinſtr. 324.)

GCeboren: Dem Handarbeiter Wilhelm Stein eine T.
Emma Renate Jda (Schulgaſſe 4). Dem Former Andreas
Golka ein S. Erich Max Walther (Leſſingſtr. 20). Dem
Maurer Albert Götze eine T. Anna Marie Emma (Unterplan 6).
Dem Former Hermann Gellert, gen. Röhm, ein S. Georg
Arthur (Schimmelſtr. 6). Dem Maurer Albert Hilpert eine T.
Marie Charlotte Oberglaucha 23b). Dem Handarbeiter Karl
Gillſch eine T. Lina Marie (Taubenſtr. 3). Dem Maurer
Hermann Mentzel eine T. Karoline Chriſtiane Auguſte (Georg
ſtraße H. Dem Muſiker Andreas Kuhndt ein S. Friedrich
Karl Richard (Ludwigſtr. 8). Eine uneheliche T.

Seſtorben: Des Hauptmann im Jnfanterie- Regiment
Nr. 79 Max Buhlers' Ehefrau Marie geb. Küchenthal, 28 J.,
Karlſtr. 2. Anna Louiſe Kühn, 23 J. (Magdeburgerſtr. 32).
Des Maurer Ferdinand Naumann T. Amalie, 11 J. (Klinik.)
Der Steuer-Jnſpektor Chriſtian Jack, 49 J. (Klinik).

In der vergangenen Woche verſtarben in Halle 44 Perſonen,
und zwar an Herzſchwäche Atrophie 2, Krämpfen 5, Magen-
krebs 1, Urämie 1, Anämie 1, Schädelbruch 1, Brechdurchfall 4,
eitr. Hirnentzündung 2. Lungenentzündung 4, diffuſer
Bronchitis 1. Altersſchwäche 1, Herzleiden 2, Bauchfelltuber-
kuloſe 1, Darmverſchluß 3, Lungenemphyſem 1, Entkräftung 1,

Schlagfluß 1, Blinddarmentzündung 1, Tuberkuloſe 1, Herz-
dieſem Wege aber machte ſie die Bekanntſchaft einer entzündung 1, Herzſchlag 1, Veitstanz 1, Herzfehler 1, Magen

darmkatarrh 2, chr. Nierenentzündung 1, Sarkom 1, ehirn-
lähmung 1. Hierunter befinden ſich 10 in hieſigen Kranken-
häuſern verſtorbene Ortsfremde.

Materialien-, Viktualien- und Zigarren- Handlung von Auguſt Groß, Oberglaucha 36.

Streicher's Reſtaurant „„Zur Roßtrappe“
empfiehlt allen Freunden und Genoſſen ſeine gut eingerichteten Lokalitäten.

Kräftiger Mittagstiſch à 50 Pf. inkl. Bier.
ff. Bauer'ſches Bier. [702

Reſtaurant Fürſtenthal. Sämtliche
kratiſch

Heute Dienstag bei günſtiger Witterung

Rosenfegt.
Von 6 Uhr abends

Empfehle mein grosses
Landbrot, zu haben in
Giebichenstein
Bäckerei, Triftstrasse No. 5 und
in Halle nur bei Aib. Mädicke,

Bölbergasse 1.

abgeo

in meiner

großes Konzert, Jllumination G. Agte. S ſag
und Wrillant-Jeuerwerk.

Jede Dame erhält ein Roſenbouquet gratis.
Entree 15 P.Hierzu ladet ergebenſt ein [72 3

C. A. Wedemanm.

2akulatur
iſt zu haben in der

V

4 Halle a. S. Sehw

Volksblatt Expedition.

breite
mit Kontrollmarke, echt

21. Geiſtſtraße 21.
Aufgepasst?

Bringe Freunden und Bekannten mein
Materialien und Viktualieugeſchäft
in empfehlende Erinnerung.

r Flaſchenbiere, gut abgelagerte Zigarren.
Karl Beeker,Giebichenſtein, Reilftraße.

bei K.Schlafſtelle Kriger
Redaktion von Rich. Jllge, Verlag von Aug. Groß, Druck von Benthin Comp., ſämmtlich in Halle a. S.
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